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A ls der Bundesetat mit Ausgaben 
von 300 Mrd. DM verabschiedet 

wurde, war den Beteiligten bereits 
klar, daß kurzfristig eine Revision er­
forderlich werden würde. W ährend 
in früheren Jahren quantitative Etat­
korrekturen routinemäßig mit H in­
weisen auf die Unsicherheiten bei 
der Abschätzung einzelner Positio­
nen angekündigt wurden, geht es in 
diesen M onaten m öglicherweise 
um qualitative Akzentverschiebun­
gen m it Konsequenzen fü rd ie  künf­
tigen Etatstrukturen. Denn es wäre 
eine Illusion anzunehmen, daß die 
Bundesrepublik Deutschland von 
den tatsächlich die Bezeichnung 
W ende verdienenden Veränderun­
gen in der Deutschen D em okrati­
schen Republik und in anderen zen­
traleuropäischen Staaten unberührt 
bliebe.

Neben den Ausgaben für die E in­
gliederung von Übersiedlern und für 
die beschlossene M itfinanzierung 
eines DDR-Reisedevisenfonds be­
steht die bisher am stärksten auffa l­
lende Reaktion der Bundesrepublik 
in der Aufforderung zur E inführung 
einer m arktw irtschaftlich orientier­
ten W irtschaftsordnung in der DDR. 
Diese Em pfehlung ist zwar kosten­
los, sie enthält in dieser unspezifi- 
zierten Form aber auch k e in e rle i, 
Substanz. Bekanntlich gibt es zw i­
schen den Lehrbuchalternativen 
Marktwirtschaft/Zentralvenwaltungs- 
w irtschaft eine Fülle von konkreten 
Ausprägungen der W irtschaftsord­
nung. Selbst die Bundesrepublik 
hat keinen festen Platz auf dieser 
Skala, was sich nicht nur an 
schwankenden Staatsanteilen, son­
dern auch an Veränderungen der 
Regulierungsdichte und an den 
wachsenden Subventionen ab le­
sen läßt. Die DDR sucht gegenwär­
tig ihren neuen Platz auf dieser 
Skala. Offen ist dabei, ob eine ähnli­
che Ausprägung der W irtschafts- 
und Sozialordnung w ie in der Bun­
desrepublik tatsächlich die Voraus­
setzung für die Erreichung einer hö­
heren Effizienz darstellt.

Eberhard Thiel

Akzentverschiebung  
durch Nachtrags­

haushalte?

Wenn die politischen W illensträ­
ger der DDR Kapital aus dem priva­
ten Sektor der Bundesrepublik für 
die Um strukturierung der eigenen 
W irtschaft in Anspruch nehm en w o l­
len, wird ein solcherTransfer nur ge­
lingen, wenn die westlichen Unter­
nehmen dort die ihnen angem es­
sen erscheinende Rentabilitä t und 
Sicherheit erwarten können. Dabei 
geht es um Reaktionen westlicher 
Firmen auf die Veränderungen in 
der DDR. Man darf darauf gespannt 
sein, bei welcher Qualität der Absi­
cherung Unternehmungen mit ihren 
direkten Aktivitäten beginnen und die 
Banken größere Kredite bereitstellen.

Eine Beeinflussung solcher Kal­
küle durch budgetw irksam e w est­
deutsche Subventionen müßte an­
gesichts des Arbeitskostengefä lles 
befremden. Als Begründung genügt 
dabei auch nicht die Förderung m it­
telständischer Unternehm en, zu ­
mal weitere Verzerrungen nicht nur 
in der Bundesrepublik, sondern 
auch in der DDR aufträten. A nge­
bote der Bundesrepublik auf dem 
G ebiet der W eiterbildung und Bera­
tung dürften hilfreicher sein. A nfra­
gen aus der DDR nach öffentlichen 

Krediten oder Zuschüssen in größe­
rem Umfang für andere als Infra­
strukturzwecke könnten jedoch

besonders w ährend einer vertretba­
ren Übergangszeit bis zur Aktiv ie­
rung privater Investoren positiv be­
antwortet werden; neben einer m ög­
lichen F inanzierung über den Etat 
sind inzw ischen auch andere F inan­
z ierungsm odelle im Gespräch.

Am ehesten werden die Etats in 
der Bundesrepublik wohl durch die 
erforderliche Behebung von Kapazi­
tätsengpässen in der Infrastruktur in 
den Regionen entlang der Grenze 
zur DDR belastet. W ährend der Dis­
kussionen über die EG-Intensivie- 
rung 1992 wurden d iese G ebiete als 
benachteilig t eingestuft. Die S itua­
tion hat sich nunm ehr geändert. 
Dennoch werden die Forderungen 
nach Finanzhilfen aus den zentra­
len Etats zunehm en, so daß Refor­
men der Regionalpolitik und des Fi­
nanzausgle ichs dring licher werden. 
Die öffentliche M itfinanzierung von 
Infrastruktureinrichtungen (Verkehrs­
wege, Telefon, Umweltschutz) auf 
dem Gebiet der DDR dürfte die Parla­
mente sehr schnell beschäftigen und 
auch budgetwirksam werden.

Wenn angesichts der hohen Net­
tokred itaufnahm e auf den ersten 
Blick in den Etats kaum Spielräum e 
für die F inanzierung solcher zusätz­
lichen Belastungen vorhanden zu 
sein scheinen, wird doch  in tensiv zu 
prüfen sein, ob nicht die großen Aus­
gabenblöcke w ie Verte idigung und 
Subventionen abzuschm elzen sind. 
Erst wenn das nicht gelingt, wäre zu 
diskutieren, ob die Verschuldung 
oder die S teuerbelastung erhöht 
werden sollte; dem  Anlaß scheint 
dann eher eine Steuererhöhung an­
gem essen zu sein. Schließlich wird 
schon heute darauf hingewiesen, 
daß man auch angekündigte Refor­
men (Senkung der Unternehm ens­
besteuerung, Fam ilienpolitik) ver­
schieben könnte. Die Prüfung der 
Begründungen für M ehrausgaben 
und die Darlegung alternativer Fi­
nanzierungspläne m it ihrer unter­
schied lichen Lastenverte ilung soll­
ten G egenstand der Debatten über 
die Nachtragshaushalte sein.
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